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UNTERLAGE B-1 – Ersatzerklärung über den Besitz der allgemeinen Anforderungen
Unterlage B-1

Auszufüllen und zu unterzeichnen von Seiten:

a) des einzelnen Freiberuflers

b) jedes Freiberufler der Freiberuflersozietät

c) des rechtlichen Vertreters der Ingenieurgesellschaften

d) des rechtlichen Vertreters des ständigen Konsortiums

e) jedes Mitglieds für welche das ständige Konsortium am Verfahren teilnimmt

f) jedes Subjektes, die eine gegründete zeitweilige Bietergemeinschaft von Teilnehmern bilden oder beachsichtigen eine zu bilden
g) Hilfssubjekt im Falle der Nutzung von Kapazitäten laut ex Art. 49 des GvD Nr. 163/2006 in geltender Fassung (unter Einhaltung der vorausgehenden Punkte entsprechend der Rechtsform des Hilssubjektes)
An die Gemeinde Ahrntal

Steinhaus 96

39030 Ahrntal (BZ)
Betreff: Planungswettbewerb für die Neugestaltung des Hallenbadareals mit Bau einer Mehrzweckhalle in Luttach

ERSATZERKLÄRUNG ÜBER DEN BESITZ DER ALLGEMEINEN ANFORDERUNGEN (Art. 46 und 47, DPR. 28/12/2000 Nr. 445)

Der Unterfertige


geboren
am


wohnhaft in
Straße


PLZ
Provinz


in Funktion als


(Inhaber, rechtlicher Vertreter, Prokurator, anderer)
des Büros / der Gesellschaft


mit Sitz in
Straße


PLZ
Provinz


mit Steuernummer


mit Mehrwertsteuernummer


Tel.
Fax
Email……………………………...

ersucht am Verfahren teilzunehmen als (das betreffende Kästchen ankreuzen):

· einzelner Freiberufler; 

· Freiberuflersozietät in den Formen laut Gesetz Nr. 1815 vom 23. November 1939 und nachfolgenden Anpassungen (Freiberuflersozietät);

· Freiberuflergesellschaft laut Art. 90, Absätze 1 Buchstabe e) und 2 Buchstabe a) des GvD Nr. 163/2006 in geltender Fassung;

· Ingenieurgesellschaft laut Art. 90, Absätze 1 Buchstabe f) und 2 Buchstabe b) des GvD Nr. 163/2006 in geltender Fassung; 

· ständiges Konsortium aus Freiberuflergesellschaften oder Ingenieurgesellschaften, auch in gemischter Zusammensetzung – Art. 90, Absatz 1 Buchstabe h) des GvD Nr. 163/2006 in geltender Fassung;

· Konsortiumsmitglied
für das, das ständige Konsortium teilnimmt;

· Federführender einer zeitweiligen Bietergemeinschaft entsprechend der im Teilnahmenantrag enthaltenen Erklärung;

· Mandant der zeitweiligen Bietergemeinschaft;

· Erbringer von Ingenieur- und Architektenleistungen laut Anhang II Teil A Kategorie 12 des GvD Nr. 163/2006, die in anderen Mitgliedstaaten niedergelassen und gemäß den geltenden Rechtsvorschriften des jeweiligen Landes errichtet sind (Art. 90, Absatz 1 Buchstabe fbis);

· Hilfssubjekt des Teilnehmers

laut Art. 49 des GvD Nr. 163/2006 in geltender Fassung

laut Art. 46 und 47 des DPR Nr. 445 vom 28. Dezember 2000, bewusst der Tatsache, dass laut Art. 76 desgleichen DPR im Falle einer Falscherklärung gegen ihn die vom Strafgesetzbuch und von den Sondergesetzen im Bereich Fälschung von Akten und Falscherklärungen vorgesehen Sanktionen angewandt werden, neben der vorgesehen administrativen Folgen für die Verfahren betreffend die öffentlichen Arbeiten,

erklärt

(Nota bene: in diesem Vordruck ist der Text der Erklärungen bereits vorgesehen, zur Vervollständigung ist es notwendig, wo vorgesehen, die weiß gelassen Teile auszufüllen und die vorgeschlagenen Möglichkeiten durch ankreuzen der Kästchen auszuwählen)

1)
Erkennungsdaten der Teilnehmer und des technischen Personals der Teilnehmer (in den betreffenden Abschnitten ausfüllen)

a)
Im Falle eines einzelnen Freiberuflers:

ein einzelner Freiberufler zu sein, der regulär in die Kammer/Kollegium der



der Provinz
mit

Nummer
am (TT/MM/JJ)
eingeschrieben zu sein.

b)
Im Falle vereinigten Freiberuflern (Freiberuflersozietät):

dass, die Freiberuflersozietät von folgenden Freiberuflern gebildet wird

	Nachname und Name
	Ort und Geburtsdatum
	Wohnsitz
	Kammer/Kollegium und Provinz
	Nummer und Datum der Einschreibung

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	


c)
Im Falle von Freiberuflergesellschaften:

dass die Freiberuflergesellschaft, die er repräsentiert, von den folgenden Mitgliedern gebildet wird:

(Nachname und Name, Ort und Geburtsdatum, Wohnsitz, Kammer/Kollegium der Eintragung, Provinz, Nummer und Datum der Einschreibung, Funktion angeben)

Achtung: im Falle einer offenen Handelsgesellschaft, die Mitglieder und den technischen Leiter angeben, im Falle einer einfachen Kommanditgesellschaft die Komplementäre oder technischen Leiter, für die anderen Arten von Gesellschaften und die Konsortien alle die Verwalter mit Vertretungsbefugnis oder die technischen Leiter angeben

	Nachname und Name
	Ort und Geburtsdatum
	Wohnsitz
	Kammer/Kollegium und Provinz
	Nummer und Datum der Einschreibung
	Bekleidete Funktion in der Gesellschaft

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	


und dass die Freiberuflergesellschaft im Besitze der Anforderungen laut Art. 255 des DPR 207/2010 in geltender Fassung ist.

d)
Im Falle von Ingenieurgemeinschaften

dass die Ingenieurgemeinschaft, die er repräsentiert, von den folgenden freiberuflichen Mitgliedern gebildet wird
	Nachname und Name
	Ort und Geburtsdatum
	Wohnsitz
	Kammer/Kollegium und Provinz
	Nummer und Datum der Einschreibung
	Bekleidete Funktion in der Gesellschaft

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	


dass die Verwalter der Gesellschaft nicht Freiberufler mit Vertretungsbefugnis die folgenden sind:

	Nachname und Name
	Ort und Geburtsdatum
	Wohnsitz
	Bekleidete Funktion in der Gesellschaft

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	


und dass der/die technische/n Direktor/en im Besitze der Anforderungen laut Art. 254 des DPR 207/2010 ist/sind

	Nachname und Name
	Ort und Geburtsdatum
	Wohnsitz
	Kammer/Kollegium und Provinz
	Nummer und Datum der Einschreibung

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	


und im Besitze der Anforderungen laut Art. 254 des DPR 207/2012 zu sein
e)
im Falle eines ständigen Konsortiums

dass, das ständige Konsortium von den folgenden Konsortialgesellschaften gebildet wird (die Art der Gesellschaft und die vollständige Firmenbezeichnung angeben)

dass, die Verwalter des Konsrtiums mit Vertretungsbefugnis die folgenden sind (Nachname und Name, Ort und Geburtsdatum, Wohnsitz, falls Freiberufler auch Kammer/Kollegium der Eintragung, Nummer und Datum der Einschreibung, bekleidete Funktion angeben)

	Nachname und Name
	Ort und Geburtsdatum
	Wohnsitz
	Kammer/Kollegium und Provinz
	Nummer und Datum der Einschreibung
	Bekleidete Funktion im Konsortium

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	


dass, die Konsortialgesellschaften eine Zusammenarbeit laut Art. 36, Absatz 1 des GvD Nr. 163/2006 in der geltenden Fassung vereinbart haben und diese für einen Zeitraum von mindestens fünf Jahren im Bereich Ingenieur- und Architektenleistungen tätig waren

und dass, die Konsortialgesellschaften in Teil eines anderen ständigen Konsortiums sind
f)
nur für Teilnehmer, die in der Handelskammer eingeschrieben sind:

wie folgt in Handels-, Industrie-, Handwerks- und Landwirtschaftskammer eingeschrieben zu sein:

Provinz der Ausschreibung:


Rechtsform der Gesellschaft:


Jahr der Einschreibung:


Dauer der Gesellschaft:


Nummer Einschreibung:


Nummer R.E.A.:


Kodex der Aktivität:


Gesellschaftskapital:


g)
Für alle Teilnehmer (unabhängig von der Rechtsform):

über die nachfolgenden technischen Freiberufler ständig zu verfügen (alle Freiberufler anführen, die angestellt sind oder über ein Mitarbeiterverhältnis mit einem Vertrag mit mindestens einem Jahr, – Nachname und Name, Ort und Geburtsdatum, Wohnsitz, Kammer/Kollegium der Eintragung, Provinz, Nummer und Datum der Einschreibung, Art des Vertrages angeben)

	Nachname und Name
	Ort und Geburtsdatum
	Wohnsitz
	Kammer/Kollegium und Provinz
	Nummer und Datum der Einschreibung
	Art des Vertrages (Angestellter/Mitarbeiter)

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	


2)
Allgemeine Voraussetzungen (für alle Teilnehmer, unabhängig von der Rechtsform – wo notwendig die Kästchen ankreuzen und zur Vervollständigung der Erklärung die freigelassenen Teile ausfüllen)
A)
dass er sich in keiner Situation befindet, welche einen Grund für den Ausschluss von der Teilnahme an öffentlichen Ausschreibungen gemäß Art. 38, Absatz 1 und 2 des GvD Nr. 163/2006 darstellt, und zwar im Besonderen:

a)
dass er sich nicht in Konkurs, in einer Zwangsliquidation im Verwaltungswege, im Ausgleich oder in einer gleichwertigen Situation befindet und kein Verfahren anhängig hat, welche die Erklärung einer dieser Situationen vorsieht;

b)
dass ihm gegenüber kein Verfahren zur Anwendung der Vorsorgemaßnahmen oder die von Art. 6 und 67 des GvD 159/2011 vorgesehenen Hinderungsgründe anhängig sind;
c)
dass ihm gegenüber kein rechtskräftig gewordenes Urteil ausgesprochen oder ein unwiderruflicher Strafbefehl erlassen bzw. ein Urteil verkündet wurde auf Antrag um Strafzuweisung gemäß Artikel 444 der Strafprozessordnung für schwerwiegende Straftaten gegen den Staat oder die Gemeinschaft, die sich auf die Berufsmoral beziehen; Ausschließungsgrund ist jedenfalls ein rechtskräftiges Strafurteil für ein oder mehrere Straftaten wegen Teilnahme an einer verbrecherischen Organisation, wegen Bestechung, Betrug und Geldwäsche laut den im Art. 45 der EG-Richtlinie 2004/18, Paragraph 1, angegebenen Gemeinschaftsurkunde. Der Ausschluss und das Verbot kommen jedenfalls nicht zur Anwendung, wenn die strafbare Handlung entkriminalisiert, die Wiedereinsetzung in die früheren Rechte gewährt, nach der Verurteilung das Erlöschen der strafbaren Handlung festgestellt oder die betreffende Verurteilung widerrufen worden ist. In diesen letzten Fällen ist der Bieter nicht verpflichtetet die Verurteilungen anzugeben;

oder

dass folgende Verurteilungen gegen ihn verhängt worden sind, mit Angabe der entsprechenden Daten, einschließlich jener, für die ihm die Nichterwähnung im Strafregister gewährt wurde. (Zutreffendes ausfüllen):

c-bis)(nur ein Kästchen für die zutreffende Annahme ankreuzen und die vorgesehenen Felder ausfüllen)
 dass es sich um einen einzelnen Freiberufler handelt, auf den Art. 38 Absatz 1 Buchstabe c) zweiter Teil des GvD Nr. 163/2006 in Hinblick auf die Subjekte, die ihr Amt niedergelegt haben, nicht Anwendung findet;

oder

 im Jahr vor dem Datum der Veröffentlichung der Bekanntmachung keine Gesellschafter, Verwalter mit Vertretungsbefugnis und technische Leiter ihr Amt niedergelegt haben;

oder

 dass im Jahr vor dem Datum der Veröffentlichung der Bekanntmachung im Falle eines Einzelunternehmens vom Inhaber oder vom technischen Leiter; im Falle einer offenen Handelsgesellschaft, von den Gesellschaftern oder vom technischen Leiter; im Falle einer Kommanditgesellschaft von den Komplementären oder vom technischen Leiter; im Falle einer anderen Gesellschaftsform, vom Verwalter mit Vertretungsbefugnis oder den technischen Leiter oder vom  alleinigen Gesellschafter, der eine natürliche Person ist, bzw. vom Mehrheitsgesellschafter im Falle einer Gesellschaft mit weniger als vier Gesellschaftern, ihr Amt niedergelegt haben, diese aber nicht rechtskräftig verurteilt worden sind oder gegen sie kein unwiderruflicher Strafbefehl oder ein Urteil auf Strafzumessung auf Antrag gemäß Art. 444 der Strafprozessordnung für schwerwiegende Vergehen zum Schaden des Staates oder der Gemeinschaft vorliegt, die sich gegen die Berufsmoral auswirken:

	Nachname und Name
	geboren in
	am
	Wohnsitz
	Bekleidete Funktion
	bis zum Datum von 

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	


oder

 dass im Jahr vor dem Datum der Veröffentlichung im Falle eines Einzelunternehmens vom Inhaber oder vom technischen Leiter; im Falle einer offenen Handelsgesellschaft, von den Gesellschaftern oder vom technischen Leiter; im Falle einer Kommanditgesellschaft von den Komplementären oder vom technischen Leiter; im Falle einer anderen Gesellschaftsform, vom Verwalter mit Vertretungsbefugnis oder den technischen Leiter oder vom alleinigen Gesellschafter, der eine natürliche Person ist, bzw. vom Mehrheitsgesellschafter im Falle einer Gesellschaft mit weniger als vier Gesellschaftern, ihr Amt niedergelegt haben, diese rechtskräftig verurteilt wurden oder gegen die ein unwiderruflicher Strafbefehl oder ein Urteil auf Strafzumessung auf Antrag gemäß Art. 444 der Strafprozessordnung für schwerwiegende Vergehen zum Schaden des Staates oder der Gemeinschaft vorliegt, die sich gegen die Berufsmoral auswirken (Ausschlussgrund besteht jedenfalls bei rechtskräftig gewordenem Urteil wegen Beteiligung an einer bzw. an mehreren strafbaren Handlungen, Korruption, Umgehung des Gesetzes, Geldwäsche, welche in den von Art. 45, Absatz 1 der EU Richtlinie 2004/18 beschriebenen Akten festgesetzt wurden) und dass das Unternehmen geeignete Schritte unternommen bzw. Maßnahmen getroffen hat, um sich völlig von der strafrechtlich verurteilten Handlung zu distanzieren:
	Nachname und Name
	geboren in
	am
	Wohnsitz
	Bekleidete Funktion
	bis zum Datum von

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	


(an die vorliegende Erklärung geeignete Dokumentation beilegen, die die Daten der strafrechtlich verurteilten Handlung der betroffenen Subjekte und die getroffenen Maßnahmen zur Distanzierung von denselben dokumentieren)

d)
dass er das Verbot zur treuhänderischen Eintragung laut Artikel 17 des Gesetzes vom 19. März 1990, Nr. 55, i. g. F., nicht verletzt hat;

e)
dass er keine endgültig festgestellten schweren Verletzungen zu den Bestimmungen im Bereich der Sicherheit am Arbeitsplatz und jeder anderen aus den Arbeitsverhältnissen sich ergebenden Pflicht begangen hat, welche aus den Daten im Besitze der Aufsichtsbehörde hervorgehen;

f)
dass er bei der Durchführung der ihm von dieser auftraggebenden Körperschaft übertragenen Leistungen keine grobe Fahrlässigkeit bzw. keinen Betrug und im Rahmen seiner beruflichen Tätigkeit keine schwerwiegenden Fehler begangen hat, erwiesen mit jeglichen Beweismittel von der auftraggebenden Körperschaft;

g)
dass er keine endgültig festgestellten Verletzungen der Pflichten bezüglich der Bezahlung der Steuern und Gebühren laut der Gesetzgebung Italiens oder jenes Staates begangen hat, wo sich der Bewerber niedergelassen hat; den Sitz der zuständigen Agentur für Einnahmen angeben: Die vorhin genannte Tatsache, Stand oder Qualität können von der auftraggebenden Körperschaft bei der nachfolgenden Agentur für Einnahmen überprüft werden:

Agentur für Einahmen von 
Straße


Tel.

Fax


h)
dass er in dem Jahr vor dem Veröffentlichungsdatum der Ausschreibungsbekanntmachung keine falschen Erklärungen bezüglich die für die Teilnahme an Wettbewerbsverfahren bedeutenden Erfordernisse und Bedingungen abgelegt hat, welche aus den Daten im Besitze der Aufsichtsbehörde hervorgehen;

i)
dass er keine endgültig festgestellten schweren Verletzungen der Bestimmungen im Bereich der Sozial- und Fürsorgeabgaben laut der Gesetzgebung Italiens oder jenes Staates begangen hat, wo er sich niedergelassen hat;

j)
dass er im Sinne von Art. 17 des Gesetzes vom 12. März 1999, Nr. 68. (Bestimmungen in Bezug auf das Recht auf Arbeit von Menschen mit Behinderung), zur Zeit eine Anzahl von Angestellten beschäftigt, berechnet im Sinne des Art. 4 des vor genannten Gesetzes: (Zutreffendes Kästchen für entsprechenden Tatbestand ankreuzen)
 weniger als 15 oder zwischen 15 und 35 und keine Einstellungen nach dem 18. Jänner 2000 vorgenommen hat, und in der Folge nicht den Pflichten des vorhin genannten Gesetzes unterliegt und die Vorlage der Bestätigung im Sinne des Art. 17 desselben Gesetzes weglassen kann;

oder

 von 15 bis 35 und Einstellungen nach dem 18. Jänner 2000 vorgenommen hat, oder gleich oder mehr als 35 (fünfunddreißig), und in der Folge die Bestimmungen, die das Recht auf Arbeit von Menschen mit Behinderung regeln, zu erfüllen und die entsprechenden Pflichten einzuhalten. Zu diesem Zeck verpflichtet er sich, auf einfache Anfrage der ausschreibenden Körperschaft und bei sonstigem Ausschluss, eine geeignete Bestätigung vorzulegen, ausgestellt von den zuständigen Ämtern und aus der die Einhaltung der Bestimmungen des vorhin genannten Gesetzes hervorgeht;
k)
dass zu seinen Lasten keine Entmündungssanktionen laut Art. 9, Absatz 2, Buchstabe c) des GvD 231/2001, i. g. F., oder keine weitere Sanktion angewandt wurde, die den Abschluss von Verträgen mit der öffentlichen Verwaltung verbieten, inklusive der Entmündungssanktionen laut Art. 36-bis, Absatz 1, des Gesetzesdekret Nr. 223 vom 4. Juli 2006, n. 223, umgewandelt mit Änderungen von Gesetz Nr. 248 vom 4. August 2006;
l)
dass zu seinen Lasten nicht von Seiten der zuständigen Organe zum Ausspruch der Disziplinarstrafen oder von Seiten der Gerichtsbehörde die Unterbrechung oder Widerrufung der Einsschreibung in die Berufskammer angewandt worden ist;

m)
erklärt nicht Opfer der in den Artikeln 317 und 629 des Strafgesetzbuches vorgesehenen und sanktionierten strafbaren Handlungen, die im Sinne von Artikel 7 des Gesetzesdekrets vom 13. Mai 1991, Nr. 151, durch das Gesetz vom 12. Juli 1991, Nr. 203, mit Änderungen, zum Gesetz erhoben, qualifizierte strafbare Handlungen darstellen (passive Subjekte von Amtsmissbrauch oder Erpressung) gewesen zu sein, und deshalb eben diese Tatsachen nicht bei der Gerichtsbehörde angezeigt zu haben;

oder

( erklärt Opfer der in den Artikeln 317 und 629 des Strafgesetzbuches vorgesehenen und sanktionierten strafbaren Handlungen, die im Sinne von Artikel 7 des Gesetzesdekrets vom 13. Mai 1991, Nr. 151, durch das Gesetz vom 12. Juli 1991, Nr. 203, mit Änderungen, zum Gesetz erhoben, qualifizierte strafbare Handlungen darstellen gewesen zu sein, aber die Fälle laut Artikel 4 Absatz 1 des Gesetzes vom 24. November 1981, Nr. 689, treffen zu (Notstand);

oder

( erklärt Opfer der in den Artikeln 317 und 629 des Strafgesetzbuches vorgesehenen und sanktionierten strafbaren Handlungen, die im Sinne von Artikel 7 des Gesetzesdekrets vom 13. Mai 1991, Nr. 151, durch das Gesetz vom 12. Juli 1991, Nr. 203, mit Änderungen, zum Gesetz erhoben, qualifizierte strafbare Handlungen darstellen gewesen zu sein, eben diese Tatsachen bei der Gerichtsbehörde angezeigt zu haben:

Der im ersten Satz genannte Umstand muss aus den Indizien hervorgehen, auf die sich der gegen den Angeklagten im Jahr vor der Veröffentlichung der Bekanntmachung erhobene Antrag auf Einleitung des Hauptverfahrens stützt, und muss vom befassten Staatsanwalt zusammen mit den Personalien des Subjekts, das die besagte Anzeige unterlassen hat, der Aufsichtsbehörde laut Artikel 6 mitgeteilt werden, welche die Mitteilung auf der Internetseite der Beobachtungsstelle veröffentlicht;

n)
( sich nicht in direkter Abhängigkeit mit einem am Wettbewerb teilnehmenden Subjekt weder als Muttergesellschaft noch als abhängige Tochtergesellschaft im Sinne von Art. 2359 des Zivilgesetzbuches zu befinden;

oder

( sich in direkter Abhängigkeit entweder als Muttergesellschaft oder als abhängige Tochtergesellschaft im Sinne von Art. 2359 des Zivilgesetzbuches mit den folgenden Subjekten (Firmenbezeichnung, Steuerkodex und Sitz) zu befinden, das Angebot jedoch eigenhändig erstellt zu haben und dass es sich um folgenden Teilnehmer handelt, mit dem er sich in Abhängigkeit befindet (Firmenbezeichnung, Steuerkodex und Sitz):

oder

( die Erklärung, keine Kenntnis davon zu haben, dass Subjekte, die zu ihm in einem Beherrschungsverhältnis laut Artikel 2359 des Zivilgesetzbuches stehen, an demselben Verfahren teilnehmen, und dass er das Angebot unabhängig erstellt hat;
Zu diesem Zweck legt er bei sonstigem Ausschluss in einem verschlossenen Umschlag die Unterlagen zum Nachweis bei, dass das Kontrollverhältnis keinen Einfluss auf die Angebotsstellung hatte (evtl. UMSCHLAG C)

B)
dass zu seinen Lasten, in den letzten fünf Jahren, nicht die Wirkungen der Maßnahmen zur Prävention der Überwachung, verhängt zu Lasten des eigenen Lebensgefährten, laut Art 6 des GvD Nr 159/2011 ausgeweitet wurden;
C)
(nur ein Kästchen für den zureffenden Fall ankreuzen)

 sich nicht von individuellen Plänen zur Bekämpfung laut Art. 1-bis, Absatz 14 des Gesetzes Nr. 383/01 in geltender Fassung zu bedienen;
oder

 sich nvon individuellen Plänen zur Bekämpfung laut Art. 1-bis, Absatz 14 des Gesetzes Nr. 383/01 in geltender Fassung zu bedienen, aber der Zeitraum der Bekämpfung ist nun abgeschlossen;

D)
im Inneren der eigenen Organisation die von den geltenden Bestimmungen vorgesehenen Sicherheitspflichten eingehalten zu haben; 

E)
die Einzahlungen der Beiträge an die Sozial und Fürsorgeinstitute regulär vorgenommen zu haben als auch in der Lage zu sein, die ordnungsgemäße Beitragslage zu belegen, so wie im Art. 90, Absatz 7 des GvD Nr. 163/2006 vorgesehen;

F)
nicht am Wettbewerb in mehreren zeitweiligen Bietergemeinschaften oder Konsortien teilzunehmen, oder nicht gleichzeitig in Einzelform oder in zeitweiliger Vereinigung oder Konsortium teilzunehmen; 

Im Sinne der Artikel 20, 21 und 22 des GvD Nr. 196 vom 30. Juni 2003, ermächtigt der Unterfertigte die Verarbeitung der Daten der vorliegenden Erklärung im Rahmen der Teilnahme am Wettbewerb und für eventuell daraus folgende Verwaltungsverfahren und Gerichtsverfahren; er ermächtigt nicht die Mitteilung an die Funktionäre und die Beauftragten der auslobenden Stelle als auch eventuelle Drittbetroffene, die keine begründete Anfrage stellen.

Ort und Datum
Unterschrift

Der vorliegenden Erklärung, gegeben im Sinne der Art. 46 und 47 des DPR 445/2000, muss bei sonstigem Ausschluss eine einfache Kopie des gültigen Erkennungsdokument (Personalausweis) des Unterzeichners beigelegt werden.







